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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz

1. Abgeordneter
Norbert
Geis
(CDU/CSU)

Weshalb hat das Bundesministerium der Justiz da-
von abgesehen, die Auslieferung des 1985 wegen
Mordes zu lebenslanger Haft verurteilten Mannes
zu beantragen, der nach seiner Flucht aus dem
rheinland-pfälzischen Strafvollzug im Februar 2002
in Protugal festgenommen werden konnte und der
nach Ablauf der Antragsfrist nun wieder auf freiem
Fuße ist?

2. Abgeordneter
Norbert
Geis
(CDU/CSU)

Mit welchen Erwägungen – im Einzelnen – ist bei
dieser Entscheidung die offenbar gegenteilige Auf-
fassung der Staatsanwaltschaft Frankenthal (Pfalz)
sowie des Justizministeriums des Landes Rheinland-
Pfalz verworfen worden?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen

3. Abgeordneter
Peter
Weiß
(Emmendingen)
(CDU/CSU)

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag
der Stellvertretenden Direktorin des Internationalen
Währungsfonds zur Einführung einer internationa-
len Insolvenzregelung für Staaten?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft und
Technologie

4. Abgeordneter
Hans
Michelbach
(CDU/CSU)

Wie gedenkt die Bundesregierung den Bedenken bei
mittelständischen Betrieben und ihren Mitarbeitern
bezüglich der Wettbewerbsfähigkeit und der Ent-
wicklung des Arbeitsmarkts angesichts der bevorste-
henden EU-Osterweiterung entgegenzutreten?

5. Abgeordneter
Hans
Michelbach
(CDU/CSU)

Beabsichtigt die Bundesregierung vor diesem Hin-
tergrund die Regionalfördermittel für die Regie-
rungsbezirke Oberfranken, Oberpfalz und Nieder-
bayern aufzustocken, und warum wurden die baye-
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rischen Fördergebiete der Gemeinschaftsaufgabe
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“
(GA) erheblich reduziert?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Arbeit und
Sozialordnung

6. Abgeordneter
Dr. Klaus
Grehn
(PDS)

Wie begründet die Bundesregierung die Tatsache,
dass Vermittlungsgutscheine für private Arbeitsver-
mittlung von den Arbeitsämtern nicht an Langzeit-
arbeitslose ausgegeben werden, die nicht mehr im
Bezug von Leistungen des Arbeitsamtes stehen?

7. Abgeordneter
Dr. Klaus
Grehn
(PDS)

Beabsichtigt die Bundesregierung, die gesetzlichen
Regelungen für private Arbeitsvermittlung so zu
verändern, dass diese besonderen Problemfälle
finanziell angemessen berücksichtigt werden?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr,
Bau- und Wohnungswesen

8. Abgeordneter
Hans-Michael
Goldmann
(FDP)

Existiert der in der Antwort der Bundesregierung
auf die Kleine Anfrage der Fraktion der FDP in
Bundestagsdrucksache 14/7191 zum Abbau des
„Schilderwaldes“ angekündigte Referentenentwurf
zum Vorhaben „Weniger Verkehrszeichen – bessere
Beschilderung“ inzwischen?

9. Abgeordneter
Hans-Michael
Goldmann
(FDP)

Wenn ja, wann wird er dem Bundestagsausschuss
für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen zugeleitet,
und wenn nein, warum noch nicht?
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung

10. Abgeordneter
Gerald
Weiß
(Groß-Gerau)
(CDU/CSU)

Wird sich die Bundesregierung im EU-Ministerrat
für die unveränderte Fortsetzung des AKP-Zucker-
protokolls (AKP: Länder im afrikanischen, karibi-
schen und pazifischen Raum, die mit der EU durch
das Abkommen von Cotonou vom Juni 2000 assozi-
iert sind) und für die Ausklammerung des sensiblen
Produktes Zucker aus den geplanten Wirtschafts-
partnerschaftsabkommen mit den 76 AKP-Staaten
einsetzen, und teilt sie die Auffassung, dass die Um-
setzung der entgegengerichteten Vorschläge der
Kommission zwangsläufig zur Vernichtung von vie-
len tausend Arbeitsplätzen in der Zuckerwirtschaft,
zum Existenzverlust einer Vielzahl landwirtschaftli-
cher Betriebe und zur weitgehenden Aufgabe des
europäischen Zuckerrübenanbaus führen würden?

11. Abgeordneter
Martin
Hohmann
(CDU/CSU)

Welche der Staaten, die die Rücknahme eigener, aus
Deutschland ausreisepflichtiger Bürger verweigern
oder behindern („Die Rückseite der Republik“, in:
DER SPIEGEL 10/2002, S. 36 ff.) erhielten in den
letzten drei Jahren deutsche Entwicklungshilfe und
in welcher Höhe?*)

12. Abgeordneter
Peter
Weiß
(Emmendingen)
(CDU/CSU)

Für welche Projekte und in jeweils welcher Höhe
setzt das Bundesministerium für wirtschaftliche Zu-
sammenarbeit und Entwicklung die ihm zur Bewirt-
schaftung übertragenen Mittel aus dem Einzelplan
60, Titel 971 03 „Maßnahmen in Zusammenhang
mit der Terrorismusbekämpfung“ ein?

Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts

13. Abgeordneter
Klaus
Hofbauer
(CDU/CSU)

Ist nach Auffassung der Bundesregierung der an-
gestrebte Zeitpunkt für den Beitritt der Länder
Estland, Lettland, Litauen, Malta, Polen, Slowaki-
sche Republik, Slowenien, Tschechische Republik,
Ungarn und Zypern zur Europäischen Union im
Jahr 2004 noch realistisch, und wenn nein, welche
Gründe bestehen für Befürchtungen, diesen Termin
nicht einzuhalten?

*) siehe hierzu auch Frage 19



Deutscher Bundestag – 14. WahlperiodeDrucksache 14/9003 – 6 –

14. Abgeordneter
Klaus
Hofbauer
(CDU/CSU)

Welches Lohn- und Wohlstandsgefälle ist nach Auf-
fassung der Bundesregierung nach dem Beitritt der
Tschechischen Republik zur Europäischen Union
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der
Tschechischen Republik, insbesondere in den
Grenzregionen, zu erwarten?

15. Abgeordneter
Hartmut
Koschyk
(CDU/CSU)

Inwieweit sind Presseberichte zutreffend (Quelle:
Schlesisches Wochenblatt vom 26. April 2002), wo-
nach die Mittel aus dem Bundeshaushalt zur Förde-
rung der deutschen Minderheit in Polen stark rück-
läufig sowie einige Organisationen der deutschen
Minderheit in Polen unverhältnismäßig hoch von
Kürzungen betroffen sind, und inwieweit sind der
Fortbestand und die Arbeit der Organisationen
durch diese Kürzungen gefährdet oder einge-
schränkt?

16. Abgeordneter
Hartmut
Koschyk
(CDU/CSU)

Wie begründet die Bundesregierung ihre bisherige
Haltung, kein eigenes Rechtsgutachten zur Frage
der Fortgeltung der so genannten Beneš-Dekrete
sowie daraus resultierender Diskriminierungen in
Auftrag zu geben, vor dem Hintergrund ihrer Fest-
stellungen, dass es sich bei der Frage einer Auf-
hebung der Beneš-Dekrete um ein bilaterales Prob-
lem handelt (Quelle: Brief der Staatssekretärin
im Bundesministerium des Innern, Dr. Cornelie
Sonntag-Wolgast, abgedruckt in der Zeitschrift
Das Landvolk vom April 2002), und wie gedenkt
die Bundesregierung vor diesem Hintergrund die
Ergebnisse der Rechtsgutachten des Europäischen
Parlaments zum Gegenstand bilateraler Erörterun-
gen mit der Tschechischen Republik zu machen?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums des Innern

17. Abgeordnete
Monika
Brudlewsky
(CDU/CSU)

Wie schätzt die Bundesregierung die Aktivitäten des
Nationalen Widerstandsrates des Iran in der Bun-
desrepublik Deutschland ein?

18. Abgeordnete
Monika
Brudlewsky
(CDU/CSU)

Liegen der Bundesregierung verfassungsschutzrecht-
liche Erkenntnisse über diese Vereinigung vor, und
wenn ja, welche?
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19. Abgeordneter
Martin
Hohmann
(CDU/CSU)

Welche Staaten verweigern oder behindern die
Rücknahme eigener, aus Deutschland ausreise-
pflichtiger Bürger („Die Rückseite der Republik“
in: DER SPIEGEL 10/2002, S. 36 ff.)?*)

Geschäftsbereich des Bundesministeriums
für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft

20. Abgeordnete
Gudrun
Kopp
(FDP)

Welche Erkenntnisse hat die Bundesregierung über
angeblich hohe Konzentrationen von Acrylamid in
Lebensmitteln?

21. Abgeordneter
Helmut
Heiderich
(CDU/CSU)

Hat die Bundesregierung die Studie des Instituts für
Demoskopie Allensbach vom Herbst 2001, veröf-
fentlicht z. B. auszugsweise in der „Frankfurter All-
gemeinen Sonntagszeitung“ vom 2. Dezember 2001,
S. 37, zur Frage der Akzeptanz der „Grünen Gen-
technik“ in der deutschen Bevölkerung, zur Kennt-
nis genommen, und beurteilt die Bundesregierung
diese Studie als fachlich fundiert vor dem Hinter-
grund der Aussagen der Bundesministerin für Ver-
braucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft,
Renate Künast, (z. B. Hessisch-Niedersächsische
Allgemeine vom 14. Dezember 2001), wonach 70%
der Verbraucher „Nein“ zu Lebensmitteln aus gen-
technisch verbesserten Pflanzen sagen?**)

22. Abgeordnete
Annette
Widmann-Mauz
(CDU/CSU)

Inwieweit hat das Bundesministerium für Verbrau-
cherschutz, Ernährung und Landwirtschaft der Ent-
scheidung der Europäischen Kommission, wonach
seit dem 17. Mai 2001 keine Milcherzeugnisse aus
Betrieben in der Türkei zum menschlichen Verzehr
eingeführt werden dürfen, Rechnung getragen?

*) siehe hierzu auch Frage 11
**) siehe hierzu auch Frage 31
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung

23. Abgeordneter
Dirk
Niebel
(FDP)

Wie begründet die Bundesregierung die geplante Sa-
nierung der NATO-Pipeline von Straßburg nach Tü-
bingen, und mit welchen Kosten wird kalkuliert?

24. Abgeordneter
Dirk
Niebel
(FDP)

Welche Auswirkungen auf die naturlandschaftliche
und touristische Infrastruktur werden durch den
Baustellenverlauf erwartet, und wie werden sie ver-
hindert?

25. Abgeordneter
Günther Friedrich
Nolting
(FDP)

Wie plant die Bundesregierung den Costumer Pro-
duct Management-Prozess des Bundesministeriums
der Verteidigung (BMVg) durch geeignete Analysen
und Simulationen zu unterstützen, und in welchen
Projekten wurden entsprechende Initiativen aus In-
dustrie und Amtsbereich bereits einbezogen?

26. Abgeordneter
Günther Friedrich
Nolting
(FDP)

Wie viele Soldaten stehen gegenwärtig und ohne
Einschränkungen (wie z. B. Erkrankungen, Aus-
bildungserfordernisse, inländische Verwendungen
etc.), unterteilt nach Teilstreitkräften für Auslands-
einsätze, zur Verfügung?

27. Abgeordneter
Karl-Josef
Laumann
(CDU/CSU)

Seit wann sind dem BMVg die gravierenden hygieni-
schen und bautechnischen Mängel in der Küche der
Theodor-Blank-Kaserne in Rheine-Bentlage, die zur
Schließung der Kasernen-Küche führten, bekannt,
und welche Informationen liegen der Bundesregie-
rung über den Zustand weiterer Kasernen-Küchen
vor?

28. Abgeordneter
Karl-Josef
Laumann
(CDU/CSU)

Was wird künftig seitens des BMVg unternommen,
um der Fürsorgepflicht gegenüber wehrpflichtigen
Soldaten, die Anspruch auf Verpflegung, u. a. auch
in der Theodor-Blank-Kaserne haben, gerecht zu
werden?

29. Abgeordneter
Wolfgang
Gehrcke
(PDS)

Hat die Bundesregierung ihre Position zur Beendi-
gung der militärischen Nutzung der Kyritz-Ruppi-
ner Heide geändert, und wenn ja, wie?
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30. Abgeordneter
Wolfgang
Gehrcke
(PDS)

Zieht die Bundesregierung aus der Tatsche, dass
weitere Gemeinden – darunter die Stadt Wittstock –
im Zuge der Anhörung sich gegen eine weitere mili-
tärische Nutzung des Truppenübungsplatzes ausge-
sprochen haben, die Schlussfolgerung, das Truppen-
übungsplatzkonzept so zu ändern, dass dem Begeh-
ren der Gemeinden Rechnung getragen wird?

Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit

31. Abgeordneter
Helmut
Heiderich
(CDU/CSU)

Wird die Bundesregierung ihrer Auffassung folgen,
die sie in ihrem eigenen „Zweiten Bericht der Bun-
desregierung über Erfahrungen mit dem Gentech-
nikgesetz“ (Bundestagsdrucksache 14/6763) darge-
stellt hat, wonach die gut zehnjährige Praxis der For-
schungen der Gentechnik im Labor wie im Freiland
ausschließlich positive Erfahrungen erbracht hat
(Zitat S. 41: „Schäden für Mensch und Umwelt, die
auf gentechnischen Arbeiten oder gentechnisch ver-
änderten Organismen zurückzuführen wären, sind
der Bundesregierung aus Deutschland nicht be-
kannt“), und wird sie in Folge dieser eigenen Er-
kenntnis zumindest in der Sicherheitsstufe 1 (harm-
lose gentechnische Arbeiten) das Anzeigeverfahren
als angemessenes behördliches Verfahren in der No-
vellierung des Gentechnikgesetzes festschreiben, wie
von der EU in Richtlinie 98/81/EG bereits vor
knapp vier Jahren vorgeschlagen?*)

32. Abgeordneter
Ernst
Hinsken
(CDU/CSU)

Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Bundesmi-
nisterin für Gesundheit, Ulla Schmidt, den Vertrieb
von Medikamenten über das Internet, der seit 1998
gesetzlich verboten ist, unterstützen will, und teilt sie
die Einschätzung, dass eine Umsetzung dieser Vor-
stellungen zu einem Rückgang der Zahl der Apothe-
ken sowie der Qualität der medizinischen Versor-
gung vor allem in dünn besiedelten Regionen führen
würde?

33. Abgeordneter
Ernst
Hinsken
(CDU/CSU)

Teilt die Bundesregierung die Ansicht des Apothe-
kerverbandes, dass durch den möglichen Versand
über ausländische Internetanbieter in den deutschen
Apotheken mehrere tausend Arbeitsplätze und dem
Staat Steuereinnahmen verloren gehen, und wenn
nicht, wie begründet sie dies?

*) siehe hierzu auch Frage 21
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